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Iii. TEXTLICHE FESTSETZUNGEN 1
In Ergänzung der zeichnerischen Festsetzungen in der Planzeichnung wirdfolgendes textlich festgesetzt:

1. Planungsrechtliche

Festsetzungen
( 9 BauGS)

1.1 Art der baulichen Nutzung ( 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und § 1-15 BauNVO)
1.1.1 Baugebiete ( 1 Abs. 3 BauNVO)

(siehe Plandarstellung).
WA - Allgemeines Wohngebiet ( 4 BauNVO).
Anlagen und Nutzungen, die gemäß § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zugelassenwerden können, werden gemäß § 1 Abs. 6 BauNVO i. V. m. § 31 Abs. 1 BauGS nichtBestandteil des Bebauungsplanes und sind somit nicht zulässig.

1.2 Maß der baulichen Nutzung ( 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und § 16-21a
BauNVO)

1.2.1 Grundflächenzahl 1, Größe der Grundfläche baulicher Anlagen
( 16 Abs. 2 Nr. 1 und § 19 BauNVO):
(siehe Plaridarstellurig mit Einschrieb — DR 1).

1.2.2 Grundflächenzahl 2, Größe der Grundfläche der Nebenanlagen
Gemäß § 19 Abs. 4 5. 3 BauNVO wird festgesetzt, dass über die festgesetzteGrundfläche hinaus für die in § 19 Abs. 4 5. 1 Ziffern 1 bis 3 BauNVO aufgeführtenGrundflächen (d. h. die von “Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten,
Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO und baulichen Anlagen unterhalb derGeländeoberfläche, durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird)zusätzlich maximal überdeckt werden dürfen:
(siehe Plandarstellung mit Einschrieb - GR 2)

1.2.3 Höhe der baulichen Anlagen ( 16 Abs. 2 Nr.4 und § 18 BauNVO)
1.2.3.1 Gebäudehöhe (GH)

(siehe Plandarstellung mit Einsehrieb in den Nutzungsschablonen).
Die Höhe der baulichen Anlagen wird als Höchstgrenze gemäß § 16 Abs. 4 BauNVOfür jedes Baufenster (als absolute Höhe in Meter über Normal Null) festgesetzt.
Dies ist
- bei Flachdächern (Neigung bis maximal 7°) der höchste Punkt des Bauwerks,einschließlich der Attika (geschlossene, fensterlose wandartige Erhöhung bzw.Aufmauerung der Außenwand über den Dachrand hinaus).
- bei einfachen Pultdächern (Neigung mehr als 7°) die Höhe der Außenwand auf derhöchsten Seite des Gebäudes (Firsthnie), einschließlich evtl. konstruktiverErhöhungen, wie z. B. eine Attika o.ä.;
- bei sonstigen geneigten Dächern (auch bei gegeneinander versetztenPultdächern) die Oberkante der Dachkonstruktion (z. B. die Firstlinie o. ä.).
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1.2.3.2 Wandhöhe (WH)

(siehe Plandarstellung mit Einschrieb in den Nutzungsschablonen).

Die Wandhöhe der baulichen Anlagen wird als Höchstgrenze gemäß § 16 Abs. 4

BauNVO für jedes Baufenster (als absolute Höhe in Meter über Normal Null)

festgesetzt.

Dies ist
- bei einfachen Pultdächern (Neigung mehr als 7°) die Höhe der Außenwand auf der

niedrigeren Seite des Gebäudes (Trauflinie),

- bei sonstigen geneigten Dächern (auch bei gegeneinander versetzten

Pultdächern) die Trauflinie,
- bei Flachdächern (Neigung bis maximal 7°) die Höhe der Außenwand.

Bei Flachdächern darf die Wandhöhe durch die Attika (s. o.) um max. 30 cm über

schritten werden. Geländer (Elemente mit einem durchschaubaren Anteil von

mindestens 85 % oder aus Glas) dürfen die Wandhöhe um maximal 1,0 m überschrei

ten.
Ausnahmen von den festgesetzten Wandhöhen:

- Bei Gebäuden, bei denen das oberste Geschoss als Staffelgeschoss ausgebildet

ist, darf die Gesamt-Wandhöhe die festgesetzte maximale Gebäudehöhe

betragen, sofern sie dort aber um mindestens 1,50 m von der darunter liegenden

Außenwand zurücktritt.

1.3 Bauweise ( 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB und § 22 BauNVO)

1.3.1 Offene Bauweise ( 22 Abs. 2 BauNVO)

(siehe Plandarstellung mit Einschrieb in den Nutzungsschablonen).

Es gilt die offene Bauweise mit seitlichem Grenzabstand. In den Baufeldern, für die

in der Planzeichnung eine offene Bauweise festgesetzt ist, gelten grundsätzlich die

entsprechenden Vorgaben des § 22 Abs. 2 BauNVO.

1.3.2 Zulässige Hausformen ( 22 Abs. 2 BauNVO)

(siehe Plandarstellung mit Einsohrieb in den Nutzungsschablonen).

Es sind - je nach Festsetzung im Plan - nur Einzelhäuser oder Einzelhäuser und

Doppelhäuser zulässig.

1.4 Baugrundstücke ( 9 Abs. 1 Nr. 3 BauGB)

1.4.1 Mindestgröße der Baugrundstücke

Die Mindestgrundstücksgrör3e für Grundstücke mit Einzelhäusern beträgt 375 m2.

Die Mindestgrundstücksgröl3e für Grundstücke mit Doppelhäusern beträgt 375 m2 je

Doppelhaushälften-Grundstück.

1.4.2 Höchstgröße der Baugrundstücke

Die Höchstgrundstücksgröße für Grundstücke mit Einzelhäusern beträgt 910 m2.

Die Höchstgrundstücksgröße für Grundstücke mit Doppelhäusern beträgt 455 m2 je

Doppelhaushälften-Grundstück.

1.5 Flächen für Nebenanlagen, Flächen für Stellplätze und Garagen

( 9 Abs. 1 Nr.4 und 22 BauGB i. V. m. § 12 Abs. 6, § 14 und § 23 Abs. 5 BauNVO)

1.5.1 Nebenanlagen( 14BauNVO)

Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO sowie bauliche Anlagen, soweit sie nach

LßauO in den Abstandsflächen zulässig sind oder zugelassen werden können.

können gemäß § 23 Abs. 5 BauNVO auch außerhalb der Baugrenzen errichtet
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werden, sofern dem keine sonstigen Festsetzungen oder nachbarrechtliche
Vorgaben entgegenstehen.
Oberirdische Nebenanlagen, nicht aber Garagen (dazu s. Ziffer 1.5.2), müssen
außerhalb der Baugrenzen aber einen Mindestabstand zu angrenzenden öffentlichen
Straßenverkehrsflächen, zu öffentlichen Wegen und zu öffentlichen Grünflächen von
mindestens 3 Metern aufweisen.
Ausgenommen von diesem Mindestabstand sind folgende Anlagen:
- Wärmepumpen oder sonstige zur Versorgung des Gebäudes erforderliche Anlagen;
- in die Garage integrierte bzw. mit der Garage kombinierte bauliche Anlagen (wie

bspw. Absteliräume mit Trennwand zur Garage, aber unter einem Dach), oder Gara
gengebäude mit seitlich abgeschlepptem Dach und einem darunter befindlichem
Mülltonnenstandplatz oder vergleichbare Anlagen (für diese ist lediglich der für
Garagen vorgegebene Mindestabstand von 1,0 m einzuhalten).

1.5.2 Garagen ( 12 BauNVO)
Garagen sind auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zulässig, sofern
die nachfolgenden Festsetzungen dem nicht entgegenstehen.
Für die Errichtung von Garagen sind folgende Bedingungen einzuhalten:
- Garagen, einschließlich offener Garagen (überdachte Stellplätze / Carports),

müssen einen Abstand zur Verkehrsfläche (Erschließungsstraße / Gehweg) von
mindestens 1,0 m einhalten.

- Die der Erschlier3ungsstraße abgewandten (rückwärtigen) Außenwände der
Garagen dürfen die Tiefe der dortigen rückwärtigen Baufenster-Grenze nicht
überschreiten.
Eine Ausnahme von dieser Beschränkung gilt für Abstell- oder vergleichbare
Räume, die in den hinteren Bereich der Garage (ohne Abtrennung zu dieser)
integriert werden; damit darf die rückwärtige Baugrenze um maximal 3,0 m
überschritten werden.

1.7 Wasserflächen und Flächen für die Wasserwirtschaft, den
Hochwasserschutz und die Regelung des Wasserabflusses ( 9 Abs. 1
Nr. 16a und Abs. 6 BauGS)

1.7.1 Gebiete, in denen bei der Errichtung baulicher Anlagen bestimmte
bauliche oder technische Maßnahmen getroffen werden müssen, die der
Vermeidung oder Verringerung von Hochwasserschäden einschließlich
Schäden durch Starkregen dienen, sowie die Art dieser Maßnahmen
( 9 Abs. 1 Nr. 1 6c und Abs. 6 BauGB)

1.7.1.1 Es wird werden zwei Flächen für die Wasserwirtschaft, den Hochwasserschutz und
die Regelung des Wasserabflusses mit den Zweckbestimmungen
Uberschwemmungsgebiet“ und „Risikogebiet außerhalb von
Uberschwemmungsgebieten i.S.d. § 78b Abs. 1 WHG /
überschwemmungsgefährdeter Beriech“ dargestellt.

Auf beiden Flächen für die Wasserwirtschaft, den Hochwasserschutz und die
Regelung des Wasserabflusses sind folgende Auflagen verbindlich einzuhalten:
- Zulässig sind auf der als Überschwemmungsgebiet dargestellten Fläche nur

bauliche Anlagen, die den Wasserabfluss im Hochwasserfall nicht nennenswert
behindern, wie z. B. Aufständerungen oder sonstige, auf Pfählen, Ständern oder
ähnlichen Anlagen ruhende Baulichkeiten. Die Zahl und die Masse der Stützen
(Pfähle, Ständer oder ähnliche Anlagen) sind dabei auf das statisch erforderliche
Mindestmaß zu beschränken, um die Abflusseinschränkung zu minimieren.
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- Feste Anlagen mit mehr oder weniger geschlossenen Wänden, Mauern oder
sonstige flächige Elemente, die den Wasserabfluss im Hochwasserfall behindern
könnten, sind unzulässig.

- Auf Lagerflächen im Plangebiet dürfen nur Materialien gelagert werden, die als
hochwasserverträglich eingestuft werden können; demzufolge dürfen leicht
abschwemmbare, lösliche oder auswaschbare Materialien jedweder Art nicht in
Bodennähe gelagert werden. Die auf Lagerflächen gelagerten Materialien sind
stets so zu lagern, dass auch durch ihre Lagerung keine mehr oder weniger
geschlossene Flächen entstehen, durch die das Wasser nicht oder nur
eingeschränkt abfließen kann.

- Die Installation oder Lagerung von Einrichtungen und Anlagen, die nicht schadlos
(für Grundwasser und Gewässer) überflutet werden können, ist unzulässig.

- Ausnahmen könnten allenfalls dann zugelassen werden, falls vor Realisierung
einer derart beeinträchtigenden Maßnahme nachgewiesen wird, dass ein
entsprechend großes Rückhaltevolumen an anderer, dafür geeigneter Stelle des
Gewässers geschaffen wird; dazu ist Jedoch ein wasserrechtliches Verfahren
erforderlich.

- Grundsätzlich ist für die Errichtung von Anlagen jeglicher Art, für die Lagerung von
Stoffen sowie für Veränderungen der Erdoberfläche innerhalb des
Uberschwemmungsgebietes eine wasserrechtliche Genehmigung gemäß § 78
Abs. 3 bzw. Abs. 4 WHG bei der zuständigen Wasserbehörde einzuholen.

1.8 Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zugunsten der Allgemeinheit, eines
Erschließungsträgers oder eines beschränkten Personenkreises zu
belastende Flächen ( 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

1.8.1 Es werden Flächen festgelegt, die mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zugunsten
der Grundstücksbesitzer des WA1 und WA3 belastet sind.

Dieses Recht umfasst ein 3,5 m breites Leitungsrecht (Je 1,75 m ab der Leitungsmitte)
zugunsten der Grundstücksbesitzer des WA1 und WA3 und die Befugnis für diesen
zur Betretung und Betahrung der Fläche zum Zwecke der Zufahrt des Grundstückes
sowie der Errichtung, des Betriebes, der Unterhaltung, der Anderung und der
Reparatur der Jeglichen Leitungen innerhalb dieser Flächen.
Dieser Bereich ist freizuhalten von Gebäuden sowie von Bäumen und tiefwurzelnden
Sträuchern. Die Schächte dieser Anlage sind jederzeit frei zugänglich zu halten. Eine
Befahrbarkeit muss dauerhaft möglich sein.

- Das Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zugunsten der Besitzer der angeschlossenen
Grundstücke WAI und WA3 und der Träger der Ver- und Entsorgung zur
Errichtung, zum Betrieb, zur Anderung und zur Unterhaltung von Ver- und
Entsorgungsleitungen bzw. —anlagen; Gehrecht zugunsten der
Grundstücksbesitzer des WA1 und WA3.

- Geh- und Fahrrecht zugunsten von Rettungsfahrzeugen jedweder Art sowie
des Trägers der Müllbeseitigung:

- Geh- und Fahrrecht (einschließlich Fahrradnutzung) zugunsten der
Grundstücksbesitzer des WA 1 und WA3;

- Geh- und Fahrrecht zugunsten der Eigentümer und Pächter sowie der
Unterhaltungs- und Nutzungsberechtigten für die sonstigen über diesen Weg
angebundenen Grundstücke
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1.9 Sonstige Anpflanzungen ( 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)

Innerhalb des Bereichs des WA 5 sind mindestens 5 standortgerechte Laubbäume
1. oder II. Ordnung aus der beigefügten Pflanzenliste (s. Hinweise und Empfehlungen)
in den folgenden Mindestqualitäten zu pflanzen und zu erhalten.

Mindest-Pflanzqualitäten:
Bäume 1. und II. Ordnung: Hochstamm, 3 x verpflanzt, Stammumfang 12-14cm

2. Bauordnungsrechtliche
Festsetzungen
Gestaltungssatzung im Rahmen des Bebauungsplanes
(Aufnahme von auf Landesrecht beruhenden Regelungen in den Bebauungsplan gemäß
§ 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit § 88 Landesbauordnung Rheinland-Pfalz - LBauO)
Der räumliche Geltungsbereich der Gestaltungssatzung ist identisch mit dem Geltungs
bereich des vorliegenden Bebauungsplanes.

2.1 Dächer ( 88 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 und Abs. 6 LBauO)

2.1.1 Dacheindeckung
2.1.1.1 Zur Dacheindeckung bei stärker geneigten Dächern (mindestens 22°) dürfen

nur kleinformatige Elemente mit einer Decklänge von höchstens 70 cm und
einer Deckbreite von höchstens 50 cm in braunen, rotbraunen oder
ziegelroten sowie grau-/anthrazit-/schiefer-farbenen Farbtönen verwendet
werden.

2.1.1.2 Nicht zulässig sind glänzende bzw. reflektierende Dacheindeckungen.
2.1.1.3 Zulässig sind darüber hinaus auch begrünte Dächer sowie nicht glänzende

bzw. nicht reflektierende Metalldächer. Für diese gelten die unter Ziffer 2.1.1.1
genannten Deckmar3e nicht.

2.1.2 Dachaufbauten, Zwerchhäuser und Dacheinschnitte

2.1.2.1 Der First von Dachaufbauten, Zwerchhäusern und Dacheinschnitten muss
mindestens 1 m unter dem Hauptfirst der Dachfläche bzw. unter dem
höchsten Punkt des Daches liegen.

2.1.2.2 Einzelne Dachaufbauten, Zwerchhäuser und Dacheinschnitte dürfen eine
Breite von 3,0 m sowie ein Drittel der Länge des Daches auf der jeweils
betroffenen Gebäudeseite nicht überschreiten.

2.1.2.3 Die Gesamtbreite von Dachaufbauten, Zwerchhäusern und
Dacheinschnitten darf höchstens die Hälfte der Länge des Daches auf der
jeweils betroffenen Gebäudeseite betragen.

2.1.2.4 Dachaufbauten, Zwerohhäuser und Dacheinschnitte müssen einen Abstand
zur seitlich folgenden Wand (Mauerwerks-Außenseite) sowie zum nächsten
jeweiligen Element (also Dachaufbau, Zwerchhaus oder Dacheinschnitt) von
mindestens 1,50 m aufweisen.

2.2 Solare Energiegewinnung auf Dächern
( 88 Abs. 1 Nr. 1 und 3 und Abs. 6 sowie § 62 Abs. 1 Nr. 2d LBauO)

2.2.1 Unabhängig von den vorstehend getroffenen Festsetzungen zu Dächern ist die
Installation von Fotovoltaikanlagen und Sonnenkollektoren auf sämtlichen geeigneten
Dächern zulässig.
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Derartige Anlagen dürfen jedoch an keiner Stelle mehr als 30 cm über die Dachhaut
hinausragen, dürfen keinen Uberstand über das Dach aufweisen und müssen ebenso
geneigt sein wie das jeweilige Dach.

Hiervon ausgenommen sind flache oder flach geneigte Dächer (Neigungen zwischen
00 und 7°), auf denen freistehende Anlagen bis zu einer Höhe von 1,50 m zulässig
sind. Diese müssen aber mindestens 2,0 m von den Rändern des Daches
zurückbleiben.

Ausnahmen von den vorstehend definierten Maßen und Vorgaben können
zugelassen werden, wenn nachgewiesen wird, dass deren Einhaltung eine
unverhältnismäßig hohe Einschränkung für den angestrebten Energieertrag zur Folge
hätte.

2.3 Gestaltung der nicht überbauten Flächen bebauter Grundstücke
( 88 Abs. 1 Nr. 3 und Abs. 6 LBauO)

2.3.1 Befestigungen, die die Wasserdurchlässigkeit des Bodens wesentlich beschränken,
sind gemäß § 10 Abs. 4 LBauO nur zulässig. soweit ihre Zweckbestimmung dies
erfordert. Somit sind Zufahrten, Stellplätze, Hofflächen, sonstige Stell- und
Lagerflächen sowie fußläufige Wege auf privaten Grundstücken mit
wasserdurchlässigen Belägen auf möglichst versickerungsfähigem Unterbau
auszubilden, soweit dem nicht andere Erfordernisse entgegenstehen. Geeignet sind
z.B. Rasengittersteine, weitfugig verlegtes Pflaster (Fugenbreite 2 cm), dränfähige
Pflastersteine, wassergebundene Decken oder Schotterrasen.

2.3.2 Die nicht überbauten Grundstücksflächen bebauter Grundstücke, einschließlich
unterbauter Freiflächen, sind, soweit sie nicht für eine sonstige zulässige Nutzung
benötigt werden, gärtnerisch als Zier- und / oder Nutzgarten in Form von Vegeta
tionsstrukturen ohne Kunststoffmaterialien anzulegen und zu unterhalten; sie dürfen
nicht dauerhaft als Arbeits- oder Lagerflächen genutzt werden.

Lose Stein- / Materialschüttungen (bspw. Schotter, Splitt, Kies, Glas), die nicht
pflanzlichen Ursprungs sind, sind nicht zulässig. Ausnahmen davon sind lediglich
zulässig für Steinschüttungen in einer Breite von maximal 50 cm unmittelbar an der
Hauswand, die der raschen Ableitung von Niederschlagswasser in den Untergrund
dienen („Traufstreifen‘).

2.4 Einfriedungen und Stützmauern
( 88 Abs. 1 Nr. 3 und Abs. 6 LBauO)

2.4.1 Einfriedungen und Stützmauern an den Bereichen, die an private Straßen- und
Wegeflächen grenzen, sind in dem gesamten Bereich zwischen der
Grundstücksgrenze entlang dieser Flächen und zu der zu dieser Grenze gewandten
Baugrenze nur zulässig
- massiv bzw. als Bruchsteinmauer bis zu einer Höhe von maximal 1,0 m,
- als Zäune oder sonstige Elemente bis zu einer Höhe von maximal 1,80 m und nur

mit einem offenen (durchschaubaren) Anteil von mindestens 30 % sowie
- als Hecken oder sonstige Pflanzungen in unbegrenzter Höhe, sofern die

Grenzabstäncie nach Landesnachbarrechtsgesetz eingehalten werden.

2.4.2 Ausnahmen von den vorstehend vorgegebenen Höchstmaßen gelten für
a) Pfeiler von Zaunanlagen, Eingangstoren oder Türen (diese sind bis zu einer Höhe

von 2,0 m zulässig) sowie für
b) Elemente, welche der Abschirmung von Müllgefäßen dienen (diese sind in einer

Höhe von maximal 1,60 m zulässig und dürfen entlang der Erschließungsstraße
maximal 3,0 m lang sein).
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2.4.3 Für Stützmauern der Vorgartenbereiche (Bereiche zwischen der Straßen-
begrenzungslinie und der Hausfassade und deren seitlichen Verlängerungen bis zu
den Grundstücksgrenzen). Der Abstand der Stützmauern untereinander muss
mindestens 1 ‚Om betragen.

2.4.4 Bezugspunkt für die festgesetzten Höhen ist jeweils die Oberkante einer der
Einfriedung folgenden Randbefestigung einer Wege- oder Stral3enverkehrsfläche,
gemessen jeweils an der kürzesten Strecke zwischen dem jeweiligen
Einfriedungsabschnitt und dieser Bezugsfläche. Falls eine solche Fläche nicht
angrenzt, so gilt als Bezugspunkt die jeweilige Höhe des natürlichen Geländes im
Bereich des jeweiligen Einfriedungsabschnittes.

2.5 Werbeanlagen
( 88 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 und Abs. 6 sowie § 52 LBauO)

2.5.1 Werbeanlagen sind nur am Ort der eigenen Leistung zulässig, jedoch nicht für
Erzeugnisse fremder Hersteller mit Ausnahme von Erzeugnissen oder
Dienstleistungen, die vom Grundstückseigentümer bzw. Gewerbetreibenden
vertrieben oder bearbeitet werden oder in anderer Weise seiner gewerblichen
Tätigkeit dienen bzw. von Nutzen sind.

2.5.2 Eine Anbringung von Werbeanlagen auf Dächern, oberhalb der Decke des
Erdgeschosses und auf Hausgiebeln ist unzulässig.

2.5.3 Blendende, blinkende oder bewegliche Lichtwerbung, Werbeanlagen mit
Laufschriften oder Wechselbildern bzw. Anlagen mit Intervallschaltung bei
Leuchtreklame oder vergleichbare Anlagen, Laserlichtwerbung nach Art sog.
‘Skybeamer‘ o. ä. oder rotierende sowie anderweitig bewegliche bzw. bewegte
Werbeanlagen sind nicht zulässig.

2.6 Fassaden und Außenwände ( 88 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 6 LBauO)

2.6.1 Fassaden und Außenwände sind zu verputzen oder als Sichtmauerwerk mit
Natursteinmaterial auszuführen. Ebenfalls zulässig sind Klinker-Fassaden sowie
Fassaden aus Holzmaterialien.

2.6.2 Grellfarbige, d.h. nicht gedeckte bzw. nicht getönte sowie reflektierende und
glänzende Farbtöne bzw. Materialien sind für Fassaden und Außenwände nicht
zulässig.

2.6.3 Ausnahmen von den vorstehend festgesetzten Vorgaben für Fassaden und
Außenwände gelten für Elemente, die der solaren Energiegewinnung dienen; diese
sind an allen Fassaden und Außenwänden zulässig.

2.6.4 Zulässig sind zudem Begrünungen von Fassaden durch geeignete Kletter- bzw.
Rankpflanzen.

Die oben genannten Vorgaben für die Fassaden sind allerdings auch in den
Abschnitten einzuhalten, in denen eine Begrünung dieser Fassaden angelegt wird.

2.7 Gestaltung sonstiger baulicher Anlagen
( 88 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 6 LBauO)

2.7.1 Müllbehälter
Abstellplätze für Müllbehälter sind durch geeignete Vorkehrungen (z. B. Verkleidun
gen, Einhausungen, Sichtblenden, Hecken- oder Strauchpflanzungen oder mit
rankenden, klimmenden oder schlingenden Pflanzen zu begrünenden Rankgerüsten
o.ä.) wirksam und dauerhaft gegen Einblicke aus dem öffentlichen Raum
abzuschirmen.
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III. NACH ANDEREN GESETZLICHEN VORSCHRIFTEN
GETROFFENE FESTSETZUNGEN / NACHRICHTLICHE
ÜBERNAHMEN / VERMERKE
( 9 ABS. 6 UND ABS. 6A BAUGB)

Lage am Rande eines Überschwemmungsgebietes

Der Nordrand des Änderungs-Geltungsbereiches tangiert kleinflächig den südlichen
Rand des rechtskräftigen Uberschwemmungsgebietes des Guldenbachs. Die in den
Geltungsbereich hineinragende Teilfläche wird nachrichtlich übernommen. Sie berührt
den Geltungsbereich sehr kleinflächig und liegt außerhalb der überbaubaren Flächen.

Für diese Teilfläche sind die Vorgaben des § 78 Abs. 1 WHG zu beachten und
einzuhalten. Dies umfasst u. a. das Verbot der Errichtung baulicher Anlagen und der
Erhöhung oder der Vertiefung der Geländeoberfläche. Ausnahmen können nach den
Maßgaben des § 78 Abs. 3 bzw. Abs. 4 WHG zugelassen werden.

Darüber hinaus sind für diese Fläche die in Ziffer 1.7 (s. o.) getroffenen Festsetzungen
für die Fläche für die Wasserwirtschaft, den Hochwasserschutz und die Regelung des
Wasserabflusses mit der Zweckbestimmung ‘Uberschwemmungsgebiet‘ zu beachten.

2. Risikogebiete außerhalb von Überschwemmungsgebieten im Sinne des § 78b
Abs. 1 WHG

Im Nordosten des Geltungsbereiches liegen aber gemäß der Hochwassergefahrenkarte
‚HQ Extrem“ Teilflächen in einem Gebiet, in dem im Sinne des § 74 Abs. 2 Nr. 1 WHG
Extremereignisse denkbar sind, die im statistischen Mittel sehr viel seltener als alle 100
Jahre auftreten können.

Die Hochwasserrisikokarte (gemäß § 74 WHG) zeigt bei einem „HQ extrem“ (,‚Hochwas
ser mit niedriger Wahrscheinlichkeit / Extremereignisse, die im statistischen Mittel viel
seltener als alle 100 Jahre auftreten‘) in diesem Teilbereich Auswirkungen (für Ein
wohner, Nutzungen oder Anlagen mit Störfallpotenzial) auf. [http:/fwww.gda-wasser.rlp.de/1

Die betroffene Fläche wird daher im Bebauungsplan gemäß § 9 Abs. 6a BauGB als
Hochwasser-Risikogebiet (‚überschwemmungsgefährdeter Bereich“) nachrichtlich
übernommen.

Daraus resultiert das Erfordernis einer an diese Lage angepassten Bauweise. Die dazu
in der einschlägigen Literatur (z. B. in der Hochwasserschutzfibel des Bundesministe
riums des Innern, für Bau und Heimat ‚.Objektschutz und bauliche Vorsorge“ vom
Dezember 2018) aufgeführten Empfehlungen (bspw. Keller allenfalls mit wasserdichter,
auftriebssicherer Wanne oder Verzicht auf Keller; hochwassersichere Lagerung wasser-
gefährdender Stoffe etc.) sollten im Rahmen der konkreten Erschließungs- bzw.
Hochbauplanung beachtet bzw. realisiert werden.
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IV. HINWEISE UND EVIPFEHLUNGEN (ohne
Festsetzungscharakter)

Bewirtschaftung des Niederschlagswassers
Zur Sicherstellung eines geordneten Abflussverhaltens der Vorfluter haben Maßnahmen
der Wasserrückhaltung Vorrang vor abflussbeschleunigenden Maßnahmen.
Gemäß § 55 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) soll das anfallende
Niederschlagswasser ortsnah versickert, verrieselt oder direkt oder über eine
Kanalisation ohne Vermischung mit Schmutzwasser in ein Gewässer eingeleitet werden,
soweit dem weder wasserrechtliche noch sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften noch
wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen.
Die technische Ausführung einer evtl. Versickerung über die belebte Bodenzone, die
Standorteignung, sowie das Erlaubnis- / Genehmigungsverfahren sind mit dem Träger
der Abwasserbeseitigung abzustimmen.
Grundsätzlich ist eine offene Versickerung von unbelastetem Niederschlagswasser /
Drainagewasser auf dem Grundstück, auf dem es anfällt genehmigungs- und erlaubnis-
frei.
Das Versickern von anfallendem Oberflächenwasser ist allerdings nur breitflächig (über
flache Mulden bis maximal 30 cm Tiefe) ohne gesonderte wasserrechtliche Erlaubnis
zulässig.
Für die gezielte Versickerung (Mulden mit angeschlossener, undurchlässiger Fläche im
Verhältnis zur Muldenfläche > 5:1 bzw. einer Muldentiefe größer als 30 cm, zentrale
Becken, Rigolen, Schächte etc.) sowie für die Einleitung in ein Fließgewässer ist hinge
gen eine wasserrechtliche Erlaubnis durch die Kreisverwaltung Bad Kreuznach
erforderlich. Bei Versickerung mit mehr als 500 qm angeschlossener, abflusswirksamer
Fläche oder bei Einleitung in ein Fließgewässer mit mehr als 2 ha angeschlossener,
abflusswirksamer Fläche ist der Erlaubnisantrag bei der SGD Nord, Regionalstelle
Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, Bodenschutz in Koblenz einzureichen.
Bei gezielter Versickerung ist ein Abstand von mindestens 1 Meter zwischen der Sohle
der Versickerungsanlage und dem mittleren höchsten Grundwasserstand einzuhalten;
dies gilt auch für Privatgrundstücke.
Eine offene Versickerung (Flächen-, Mulden- oder Grabenversickerung) ist auch stets
so anzulegen, dass Gefahren oder Schäden zu Nachbargrundstücken und öffentlichen
Verkehrsflächen nicht entstehen können. Alle sonstigen Versickerungsmöglichkeiten
des Oberflächenwassers sind Einwirkungen. die nach § 9 WHG
(Wasserhaushaltsgesetz) als Benutzungen gelten und einer wasserrechtlichen
Erlaubnis bedürfen.

Im Rahmen der Trägerbeteiligung während der Offenlage gemäß § 3 Abs. 2 und § 4
Abs. 2 BauGB gab es seitens der SGD Nord folgende Einwände die als Hinweise und
Empfehlungen aufgenommen werden:

„Die Beseitigung des Niederschlagswassers hat unter Berücksichtigung der § 5 und 55
WHG und des § 13 Abs. 2 LWG zu erfolgen.

Auswasserwirtschaftlicher Sicht sind daher folgende Vorgaben im Bebauungsplan
festzuschreiben:

Durch die bestehende Bebauung und die Ausweisung von Baugebieten wird die
Wasserführung beeinträchtigt. Die Versiegelung der ehemaligen Freiflächen führt zur
Verschärfung der Hochwassersituation an den Unterläufen von Bächen und Flüssen und
schränkt außerdem die Grundwasserneublldung ein. Daher ist die bestehende
Bebauung so weiterzuentwickeln und sind neue Baugebiete so zu erschließen, damit
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nicht klärpflichtiges Wasser, wie z. B. oberirdisch abfließendes Niederschlagswasser, in
der Nähe des Entstehungsortes wieder dem natürlichen Wasserkreislauf zugeführt wird.

Die Sammlung des anfallenden Niederschlagswassers in Zisternen und die Verwendung
als Brauchwasser (z. B. zur Gartenbewässerung) sind Möglichkeiten,
Niederschlags wasser zu nutzen.

Soweit das anfallende Niederschlagswasser (NW) nicht verwertet werden kann, soll es
vorrangig unter Berücksichtigung der örtlichen Gegebenheiten, wie z. 8. die
hydrogeologische Situation, versickert werden. Die Versickerung sollte dezentral und
grundsätzlich über die belebte Bodenzone erfolgen. Hierzu werden Systeme empfohlen,
die hohe Versickerungsraten erwarten lassen, wie z. B.

• Rasenflächen, die als flache Mulden angelegt werden.

• Profilierte Gräben, die in die örtlichen Gegebenheiten eingebunden sind.

Für potentiell verunreinigtes NW (z. 8. aus Gewerbegebieten) ist die sachgerechte
Wiedereinleitung in den natürlichen Wasserkreislauf nach dem DWA-Regelwerk M 153
zu ermitteln.

Auf die Notwendigkeit einer wasserrechtlichen Erlaubnis zur Gewässerbenutzung wird
hingewiesen.“

2. Nutzung von Niederschlagswasser
Zum Zwecke der Verwertung (Nutzung) von Niederschlagswasser als Brauch-
und / oder Beregnungswasser sollten möglichst Zisternen mit Pumpen zur
Brauchwassernutzung errichtet werden.

Zur Reduzierung der Abflussverschärfung und Nutzung von Brauchwasser sollte das
Dachwasser der Gebäude in doppelstufigen Regenwasserzisternen gesammelt werden.
Das Prinzip beruht auf einer Grundspeicherung des Regenwassers zur Nutzung (VN) sowie
eines flexiblen Speichers zur Retention (Pufferung) zusätzlicher Niederschlagswässer (VR) bei
gleichzeitiger gedrosselter Ableitung. Das erforderliche Gesamtvolumen ergibt sich durch
einfache Addition der beiden Volumina: V0.= VN+VR. Die Grör3e der Zisterne richtet sich nach
der Größe der Dachfläche. Empfohlen wird ein Wert von 60 Liter pro qrn Dachfläche.

Im Falle des Einbaus von Regenwassernutzungsanlagen muss dem Verbraucher nach
der Trinkwasserverordnung 2001 (TrinkwV200l) für die in § 3 Nr. 1 genannten Zwecke
Wasser mit Trinkwasserqualität zur Verfügung stehen. Bei der Nutzung von
Brauchwasser ist darauf zu achten, dass das Leitungssystem entsprechend der Tech
nischen Regeln (hier insbesondere die DIN 1988 - Technische Regeln für
Trinkwasserinstallation - sowie die DIN 1986 und die DIN 2001) ausgeführt wird und die
strikte Trennung von Trink- und Brauchwasserleitung erfolgt. Nach § 17 Abs. 6 TrinkwV
2001 dürfen Regenwassernutzungsanlagen nicht ohne eine den allgemein anerkannten
Regeln der Technik entsprechende Sicherungseinrichtung mit Trinkwasserleitungen
verbunden werden. Die Leitungen der unterschiedlichen Versorgungssysteme sind beim
Einbau dauerhaft farblich unterschiedlich zu kennzeichnen und die Entnahmestellen aus
Regenwassernutzungsanlagen sind dauerhaft als solche zu kennzeichnen. Zudem sind
sämtliche Leitungen im Gebäude mit der Aufschrift oder einem Hinweisschild ‘Kein
Trinkwasse( zu kennzeichnen.
Die Planung der Brauchwasseranlage innerhalb des Gebäudes ist vor Erstellung und
der Inbetriebnahme den Verbandsgemeindewerken Langenlonsheim - Stromberg bzw.
dem Betriebsführer anzuzeigen.
Außerdem ist der Wasserversorgungsträger darüber zu informieren.

3. Schutz vor Außengebietswasser bzw. vor Grundwasser und Staunässe
Grundsätzlich ist, gemäß den Vorgaben des § 5 Abs. 2 WHG, jeder
Grundstückseigentümer eigenverantwortlich „im Rahmen des ihm Möglichen und
Zumutbaren verpflichtet, geeignete Vorsorgemaßnahmen zum Schutz vor nachteiligen

DÖRHÖFER & PARTNER

______

Ingenieure • Landschaftsarchitekten • Raum- und Umweltplaner



2. Änderung des Bebauungsplans ‘Dr. Schmitt-Str.‘ Ortsgemeinde Guldental
Satzungstext Seite 13

Hochwasserfolgen und zur Schadensminderung zu treffen, insbesondere die Nutzung
von Grundstücken den möglichen nachteiligen Folgen für Mensch, Umwelt oder
Sachwerte durch Hochwasser anzupassen-t‘ Dies betrifft auch Maßnahmen vor
Uberflutungen aus eindringendem Aur3engebietswasser (nicht jedoch aus
Abwasseranlagen) auf sein Grundstück.
Nähere Hinweise dazu, auch zu Maßnahmen zum entsprechenden Schutz von
baulichen Anlagen, können auch den entsprechenden Merkblättern entnommen werden,
wie z. B. dem Rheinland-pfälzischen Leitfaden Starkregen “Was können die Kommunen
tun?‘, erschienen Februar 2013, einsehbar unter
http://www.ibh.rlp.de/servlet/is/8892/.

4. Löschwasserversorgung
Zur Sicherstellung der Löschwasserversorgung ist eine Wassermenge von 800 1/min
(48m31h) in einem Umkreis von 300m über einen Zeitraum von mindestens 2 Stunden
nachzuweisen. Sollten Gebäude mit mehr als drei Vollgeschossen geplant werden,
erhöht sich die erforderliche Löschwassermenge auf 96m3/h.
Die Umkreisregelung gilt nicht über unüberwindbare Hindernisse hinweg. Diese sind z.
B. Bahntrassen oder mehrstreifige Schnellstraßen sowie große, lang gestreckte
Gebäudekomplexe, die die tatsächliche Laufstrecke zur Löschleitungsverlegung
gegenüber dem Umkreis um die Löschwasserentnahmestellen unverhältnismäßig
verlängern. Der Nachweis der ausreichenden Löschwasserversorgung ist in
Abstimmung mit dem örtlich zuständigen Wasserversorgungsunternehmen zu führen
und der zuständigen Brandschutzdienststelle vor Baubeginn vorzulegen.
Die Entnahmestellen für das Löschwasser (Hydranten im öffentlichen Straßenland) sind
nach den derzeit gültigen technischen Regeln und Arbeitsblättern der “Deutschen
Vereinigung des Gas- und Wasserfaches - DVGW“ zu planen und auszuführen. Sie sind
so anzuordnen, dass sie jederzeit für die Feuerwehr zugänglich sind. Der Abstand
zwischen den Hydranten darf nicht mehr als 150 Meter betragen. Der Anlage von
Unterflurhydranten gemäß DIN 3222 ist
der Vorrang zu geben.

Die Lage der Löschwasserentnahmestellen ist durch Schilder nach DIN 4066 —

Hinweisschilder für den Brandschutz - gut sichtbar zu kennzeichnen. Auf § 28 (2) LBKG
RLP — Landesgesetz über den Brandschutz, die allgemeine Hilfe und den
Katastrophenschutz“ wird hingewiesen.

Der Netzdruck von mindestens 1,5 bar im öffentlichen Versorgungsnetz ist
sicherzustellen.

5. Berücksichtigung der Erfordernisse von Brandbekämpfungs- und
Rettungsfahrzeugen
Es sind ausreichend große Zufahrten, Wendemöglichkeiten und Bewegungsflächen für
den Einsatz öffentlicher Brandbekämpfungs- und Rettungsgeräte vorzusehen. Bei der
Bemessung dieser Flächen ist die Muster-Richtlinie über Flächen für die Feuerwehr der
Fachkommission Bauaufsicht der ARGEBAU vom Februar 2007 anzuwenden.
Grundsätzlich sind die Vorgaben des § 7 LBauO zur Anlage von Zugängen und
Zufahrten für Rettungsfahrzeuge zu beachten.

6. Nutzung von Erdwärme
Für die Nutzung von Erdwärme ist grundsätzlich ein wasserrechtliches
Erlaubnisverfahren erforderlich. Ein entsprechender Antrag ist rechtzeitig bei der
Unteren Wasserbehörde bei der Kreisverwaltung Bad Kreuznach einzureichen.

7. Schutz und Verwertung von Boden
Es sind die Vorgaben der DIN 19731 Verwertung von Bodenmaterial“ und DIN 18915
‚Vegetationsarbeiten im Landschaftsbau — Bodenarbeiten“ zu beachten.
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Im Rahmen der Baumaßnahmen anfallender Mutterboden ist gemäß § 202 BauGB in
nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung oder Vergeudung zu schützen. Der
Oberboden ist daher zu Beginn aller Erdarbeiten entsprechend DIN 18915, Blatt 3,
abzuschieben und zu lagern. Es sollte geprüft werden, ob Erdaushub aus anfallenden
Bauarbeiten zur grünordnerischen Gestaltung (z. B. Modellierungen) verwendet werden
kann oder ob sonstige, möglichst ortsnahe Verwendungsmöglichkeiten zur Verfügung
stehen.

8. Denkmalschutzrechtliche Vorschriften
Die ausführenden Baufirmen sind eindringlich auf die Bestimmungen des Denkmal
schutzgesetzes (DSchG) hinzuweisen. Danach ist jeder zutage kommende archäologi
sche Fund im Sinne des § 16 DSchG gegen Verlust zu sichern, die Fundstelle soweit als
möglich unverändert zu lassen und der Fund gemäß § 17 DSchG unverzüglich (direkt
oder über die Denkmalschutzbehörde oder die Verbandsgemeindeverwaltung) der
Denkmalfachbehörde zu melden. Das Erhaltungsgebot des § 18 DSchG ist dabei zu
beachten.
Die vorstehenden Hinweise entbinden den Bauträger / Bauverantwortlichen nicht von
der Meldepflicht und Haftung gegenüber der Generaldirektion Kulturelles Erbe
Rheinland-Pfalz — Direktion Landesarchäologie (Mainz).
Sollten archäologische Objekte angetroffen werden, so ist der Direktion Landesarchäo
logie ein angemessener Zeitraum einzuräumen, damit entsprechende Rettungs
grabungen, in Absprache mit den ausführenden Firmen, planmäßig den Anforderungen
der heutigen archäologischen Forschung entsprechend durchgeführt werden können. Im
Einzelfall ist mit Bauverzögerungen zu rechnen. Je nach Umfang der evtl. notwendigen
Grabungen sind von Seiten des Bauträgers bzw. des Bauverantwortlichen finanzielle
Beiträge für die Maßnahmen erforderlich: So kann gemäß § 21 Abs. 3 DSchG ein Träger
öffentlicher oder privater Bau- oder Erschließungsvorhaben „als Veranlasserim Rahmen
des Zumutbaren zur Erstattung der Kosten erdgeschichtlicher oder archäologischer
Nachforschungen und Ausgrabungen einschließlich der Dokumentation der Befunde
verpflichtet werden“.
Es obliegt dem oder den künftigen Grundstückseigentümer(n), eine grundsätzlich emp
fohlene geomagnetische Prospektion ggf. zu veranlassen, um die Gefahr eines
Baustopps im Falle von Funden auszuschließen.

9. Schutz von Ver- und Entsorgungsleitungen
Ver- und Entsorgungsleitungen sind so zu verlegen bzw. durch Schutzvorkehrungen zu
sichern, dass keine gegenseitige Beeinträchtigung von Bäumen und Sträuchern mit
Leitungstrassen stattfindet. Die diesbezüglichen Vorgaben des Arbeitsblattes DVGW
Richtlinie GW 125 sowie des “Merkblatts über Baumstandorte und unterirdische Ver
und Entsorgungsanlagen“ der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen
(FGSV e. V., Köln) sind zu beachten. Die Träger der Ver- und Entsorgung sind frühzeitig
über den Beginn der Erschließungs- und Baumaßnahmen zu unterrichten.

10. Altlasten, Altablagerungen, Altstandorte, schädliche Bodenveränderungen oder
Verdachtsflächen
Altlasten, Altablagerungen, Altstandorte, schädliche Bodenveränderungen oder
Verdachtsflächen sind für das Gebiet des Geltungsbereiches nicht bekannt.
Nach § 5 Abs. 1 Landesbodenschutzgesetz (LBodSchG) sind der
Grundstückseigentümer und der Inhaber der tatsächlichen Gewalt über das Grundstück
(Mieter, Pächter) verpflichtet, ihnen bekannte Anhaltspunkte für das Vorliegen einer
schädlichen Bodenveränderung oder Altlast unverzüglich der zuständigen Behörde
(Regionalstelle der Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord) mitzuteilen.

11. Baugrunduntersuchungen und zu beachtende Vorschriften zum Baugrund etc.
Für einzelne Bauvorhaben können spezielle Baugrunduntersuchungen erforderlich
werden.
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Falls die Baumaßnahme dies erfordert, sind weitere Untersuchungen zur Erkundung von
Schicht- und Grundwasserverhältnissen etc. durchzuführen.

Generell sollten aber auch stets die Anforderungen an den Baugrund der DIN 1054
(Baugrund — Sicherheitsnachweise im Erd- und Grundbau), DIN 4020 (Geotechnische
Untersuchungen für bautechnische Zwecke) und DIN 4124 (Baugruben und Gräben -

Böschungen, Verbau, Arbeitsraumbreiten) sowie die Vorgaben zur Geotechnik der DIN
EN 1997-1 und -2 (Entwurf. Berechnung und Bemessung in der Geotechnik - Teil 1:
Allgemeine Regeln und Teil 2: Erkundung und Untersuchung des Baugrunds) beachtet
werden.
Bei allen Bodenarbeiten sind zudem die Vorgaben der DIN 19731 (Bodenbeschaffenheit
- Verwertung von Bodenmaterial) und der DIN 18915 (Vegetationstechnik im
Landschaftsbau — Bodenarbeiten) zu berücksichtigen.

12. Beachtung von Grenzabständen bei Einfriedungen und Pflanzungen

Bei Einfriedungen und Pflanzungen sind die erforderlichen Grenzabstände nach dem
Landesnachbarrechtsgesetz von Rheinland-Pfalz zu beachten. So müssen bspw.
gemäß § 42 dieses Gesetzes Einfriedungen von der Grenze eines Wirtschaftsweges
0.5 m zurückbleiben.

13. Kampfmittel

Derzeit sind keine Anhaltspunkte bekannt, die das Vorhandensein von Kampfmitteln im
Plangebiet vermuten lassen. Das Vorhandensein von Kampfmitteln im Plangebiet kann
jedoch nicht ausgeschlossen werden. Eine Kampfmittel-Sondierung des Geländes hat
bislang nicht stattgefunden. Diese ist ggf. in Eigenverantwortung des Grundstücks
eigners / Bauverantwortlichen zu veranlassen. Jedwede Erdarbeiten sind in
entsprechender Achtsamkeit durchzuführen.
Sollte ein Verdacht auf das Vorhandensein von Kampfmitteln bestehen, so sind aus
Sicherheitserwägungen weitere Erdarbeiten sofort zu unterlassen. Zunächst muss dann
eine Freimessung des Geländes erfolgen. Ist diese unter vertretbarem Aufwand nicht
möglich, so muss bei allen bodeneingreifenden Maßnahmen eine baubegleitende
Aushubüberwachung / Kampfmittelsondierung durchgeführt werden. Sollten
Kampfmittel gefunden werden, so sind aus Sicherheitsgründen die Erdarbeiten sofort
einzustellen und umgehend das Ordnungsamt der Verbandsgemeinde Langenlonsheim
Stromberg, die nächstgelegene Polizeidienststelle oder der Kampfmittelräumdienst
Rheinland-Pfalz zu benachrichtigen.

14. Radonprognose

Das Plangebiet liegt außerhalb von Radonvorsorgegebieten. Gemäß § 123 Abs. 1 des
Strahlenschutzgesetzes (StrlSchG) gilt außerhalb von Radonvorsorgegebieten
folgendes: Wer ein Gebäude mit Aufenthaltsräumen oder Arbeitsplätzen errichtet, hat
geeignete Maßnahmen zu treffen, um den Zutritt von Radon aus dem Baugrund zu
verhindern oder erheblich zu erschweren). Diese Pflicht gilt als erfüllt, wenn die nach
den allgemein anerkannten Regeln der Technik erforderlichen Maßnahmen zum
Feuchteschutz eingehalten werden. Diese sind insbesondere erfüllt, wenn die Vorgaben
der DIN 18195 „Bauwerksabdichtungen“ beachtet wurden. Die DIN 18195 ist eine
Planungs- und Ausführungsnorm für die Abdichtung von Bauwerken und Bauteilen, die
für den Neubau konzipiert wurde. Unter anderem werden in dieser Norm Anforderungen
für Durchdringungen, Ubergänge sowie An- und Abschlüsse aufgestellt. In
Radonvorsorgegebieten gelten zusätzliche Regelungen.

15. Umweltfreundliche Beleuchtung

Im Plangebiet sollten - aufgrund ihrer höheren Umweltverträglichkeit (gegenüber der
nachtaktiven Fauna allgemein, v. a. gegenüber Insekten) bei gleichzeitigen
ökonomischen Vorteilen (lange Lebensdauer und hohe Lichtausbeute) — für
Mastleuchten nur (möglichst warmweiß bis neutralweiß getönte) LED-Lampen
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(Lichttemperatur max. 4.100 K) verwendet werden. Es ist eine Beschränkung der Anzahl
und der Ausrichtung der Lampen und Leuchten (nur von oben nach unten, keine
Kugelleuchten o. ä.) sowie der Beleuchtungsdauer und der Lichtstärke auf das gestalte
risch und funktional Notwendige anzustreben. Unnötige Abstrahlungen in den Himmel
oder in nicht notwendig auszuleuchtende Bereiche sind (bspw. durch abgeschirmte
Leuchten mit geschlossenem Gehäuse und durch zielgerichtete Projektionen) zu
vermeiden. Es ist für den Betrieb auch zu prüfen, ob und welche Möglichkeiten der
Leistungsreduzierungen der Beleuchtung ausgeschöpft werden können (z. 8.
Ausschaltung der Lampen oder zumindest jeder x-ten Lampe ab einer bestimmten
Uhrzeit).

16. Verwendung von heimischem Pflanzmaterial und Saatgut
Gemäß § 40 Abs. 4 BNatSchG ist sicherzustellen, dass nur gebietsheimisches,
autochthones Pflanzen- und Saatgut zum Einsatz kommt. Die Bundesrepublik
Deutschland hat die Biodiversitätskonvention unterschrieben und hat sich damit
verpflichtet, einheimische Arten zu erhalten. Gebietsfremdes Pflanz- und Saatgut kann
hingegen die genetische Variabilität einer Region stark verändern. Die Regelung stellt
zugleich klar, dass das Anpflanzen von Herkünften aus anderen Vorkommensgebieten
innerhalb Deutschlands ab dem 1. März 2020 der Genehmigungsptlicht nach § 40 Abs.
4 Satz 1 unterliegt.

19. DIN-Normen
DIN-Normen, auf die in dieser Satzung verwiesen wird, sind beim Deutschen Patent-
und Markenamt in München archivmäßig gesichert niedergelegt und können bei der
Verbandsgemeindeverwaltung Langenlonsheim-Stromberg (Fachbereich 3 - Natürliche
Lebensgrundlagen & Bauen), eingesehen werden.
Ein Bezug der DIN-Vorschriften ist über die Beuth Verlag GmbH (unter der Adresse
Saatwinkler Damm 42)43, 13627 Berlin bzw. http://www.beuth.de) möglich.

20. Telekommunikationsanlagen und Leitungen
Im Rahmen der Trägerbeteiligung während der Difenlage gemäß § 3 Abs. 2 und § 4
Abs. 2 BauGS gab es seitens der Telekom folgende Einwände die als Hinweise und
Empfehlungen aufgenommen werden:

„Im Planbereich befinden sich noch keine Telekommunikationslinien der Telekom. Die
Aufwendungen der Telekom müssen bei der Verwirklichung des Bebauungsplans so
gering wie möglich gehalten werden.

Deshalb bitten wir, unsere Belange wie folgt zu berücksichtigen:
Wir bitten folgende fachliche Festsetzung in den Bebauungsplan aufzunehmen: In allen
Straßen bzw. Gehwegen sind geeignete und ausreichende Trassen mit einer
Leitungszone in einer Breite von ca. 0,3 m für die Unterbringung der
Telekommunikationslinien der Telekom vorzusehen.

Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das “Merkblatt über Baumstandorte und
unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen“ der Forschungsgesellschaft für Straßen-
und Verkehrswesen, Ausgabe 1989; siehe insbesondere Abschnitt 3, zu beachten. Wir
bitten sicherzustellen, dass durch die Baumpfianzungen der Bau, die Unterhaltung und
Erweiterung der Telekommunikationsllnien der Telekom nicht behindert werden.

Einer Überbauung der Telekommunikationslinien der Telekom stimmen wir nicht zu, weil
dadurch der Bau, die Unterhaltung und Erweiterung verhindert wird und ein erhebliches
Schadensrisiko besteht.

Dies betrifft die Bepflanzung im Teilbereich und die Telekommunikationslinie.

DÖRHÖFER & PARTNER Ingenieure • Landschaftsarchitekten • Raum- und Umweltplaner



2. Änderung des Bebauungsplans ‘Dr. Schmitt-Str.‘ Ortsgemeinde Guldental
Satzungstext Seite 17

Zur Versorgung mit Telekommunikationsinfrastruktur durch die Telekom ist die
Verlegung neuer Telekommunikationslinien im Plangebiet und außerhalb des
Plangebiets erforderlich.

Bitte teilen Sie uns zum Zweck der Koordinierung mit, welche eigenen oder Ihnen
bekannten Maßnahmen Dritter im Bereich folgender Straßen stattfinden werden.

Für den rechtzeitigen Ausbau des Telekommunikationsnetzes sowie die Koordinierung
mit dem Straßenbau und den Baumaßnahmen der anderen Leitungsträger ist es
notwendig, dass Beginn und Ablauf der Erschließungsmaßnahmen im
Bebauungsplangebiet der Deutschen Telekom Technik GmbH unter dem im Briefkopf
genannten Adresse so früh wie möglich, mindestens 6 Monate vor Baubeginn, schriftlich
angezeigt werden.

Wir machen darauf aufmerksam, dass auswirtschaftlichen Gründen eine Versorgung
des Neubaugebietes mit Telekommunikationsinfrastruktur in unterirdischer Bauweise
nur bei Ausnutzung aller Vorteile einer koordinierten Erschließung sowie einer
ausreichenden Planungssicherheit möglich ist. Wir bitten daher sicherzustellen, dass-..

- für den Ausbau des Telekommunikationsnetzes im Erschließungsgebiet die
ungehinderte, unentgeltliche und kostenfreie Nutzung der künftig gewidmeten
Verkehrswege möglich ist,

- entsprechend § 9 Abs. lNr. 21 BauGB folgende Flächen als mit einem Leitungsrecht
zu belasten festgesetzt werden und im zweiten Schritt eine beschränkte persönliche
Dienstbarkeit im Grundbuch zugunsten der Telekom Deutschland GmbH, Sitz Bonn, mit
folgendem Wortlaut eingetragen wird: “Beschränkte persönliche Dienstbarkeit für die
Telekom Deutschland GmbH, Bonn, bestehend in dem Recht auf Errichtung, Betrieb,
Anderung und Unterhaltung von Telekommunikationslinien, verbunden mit einer
Nutzungsbeschränkung.“

- der Erschließungsträger verpflichtet wird, in Abstimmung mit uns im erforderlichen
Umfang Flächen für die Aufstellung von oberirdischen Schaltgehäusen auf privaten
Grundstücken zur Verfügung zu stellen und diese durch Eintrag einer beschränkten
persönlichen Dienstbarkeit zu Gunsten der Telekom Deutschland GmbH, Sitz Bonn, im
Grundbuch kostenlos zu sichern.

- eine rechtzeitige und einvernehmliche Abstimmung der Lage und der Dimensionierung
der Leitungszonen vorgenommen wird und eine Koordinierung der Tiefbaumaßnahmen
für Straßenbau und Leitungsbau durch den Erschließungsträger erfolgt,

- die geplanten Verkehrswege nach der Errichtung der TK-lnfrastruktur in Lage und
Verlauf nicht mehr verändert werden.“
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Bäume 1. Ordnung
Acer platanoides - Spitzahorn
Acer pseudoplatanus - Bergahorn
Aesculus hippocastanum - Rosskastanie
Fagus sylvatica - Rotbuche
Juglans regia - Walnuss
Quercus petraea —Traubeneiche
Quercus robur - Stieleiche
Salix alba - Silber-Weide
Salix fragilis - Bruch-Weide
Salix x rubens- Fahl-Weide
Tilia cordata - Winterlinde
Tilia platyphyllos - Sonimerlinde
Ulmus carpinitolia - Feldulme

Bäume II. Ordnung
Acer campestre - Feldahorn
Alnus glutinosa - Schwarzerle
Betula pendula - Sandbirke
Carpinus betulus - Hainbuche
Cydonia oblonga - Quitte
Malus sylvestris - Wildapfel
Mespilus gerrnanica - Mispel
Morus nigra — Schwarzer Maulbeerbaum
Populus tremula - Espe
Prunus avium - Vogelkirsche
Prunus padus - Traubenkirsche
Pyrus pyraster - Wildbirne
Sorbus aria - Mehlbeere
Sorbus aucuparia - Eberesche
Sorbus domestica - Speierling
Sorbus torminalis - Eisbeere

22. Entwässerungskonzeption
Im Rahmen der Trägerbeteiligung während der Offenlage gemäß § 3 Abs. 2 und § 4
Abs. 2 BauGS gab es seitens der unteren Wasserbehärde folgende Einwände die als
Hinweise und Emptehlungen aufgenommen werden:

„Durch das geplante Gebiet (Nachverdichtung) erfolgt eine Beeinträchtigung der
natürlichen Wasserführung. Zur Sicherstellung eines geordneten Abflussverhaltens
haben Maßnahmen der Wasserrückhaltung Vorrang vor abflussbeschleunigenden
Maßnahmen.

Wir weisen darauf hin, dass die Grundwasserneubildung bei der Rückhaltung des
Oberflächen wassers, z. B. in abflusslosen Mulden oder bei dezentralen Versickerungen
(bei geeignetem Untergrund bzw. geeigneten topografischen Voraussetzungen)
weitgehend erhalten bleibt.

Können bei Maßnahmen mit abflussrelevanten Auswirkungen Beeinträchtigungen der
Wasserführung weder vermieden, noch als nur unerheblich eingestuft werden, so sind
sie im zeitlichen und räumlichen Zusammenhang mit der Durchführung der Maßnahme
auszugleichen (s. § 28 Landeswassergesetz - LWG).

Um die vorgenannten Auswirkungen zu minimieren, ist der Grad der Versiegelung
möglichst gering zu halten. Gemäß § 55 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) soll das
anfallende Niederschlagswasser ortsnah versickert, verrieselt oder direkt oder über eine
Kanalisation ohne Vermischung mit Schmutzwasser in ein Gewässer eingeleitet werden,
soweit dem weder wasserrechtliche noch sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften noch
wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen. Ein Baugrundgutachten wurde
offensichtlich noch nicht erstellt. Allerdings liegt das Plangebiet in einem als
“Rutschgebiet‘ deklarierten Gebiet (s. Kartierung des LOB Rheinland-Pfalz), so dass
Versickerungsmaßnahmen ausscheiden!

Davon unabhängig, stellen Versickerungsanlagen nach § 9 Wasserhaushaltsgesetz
(WHG) Benutzungen dar und bedürfen grundsätzlich einer wasserrechtlichen Erlaubnis
nach § 8 (WHG) i. V. m. § 19 Landeswassergesetz (LWG). Der Hinweis in den
Textfestsetzungen (Abs. IV., Nr. 1) wonach eine offene Versickerung auf dem

21. Pflanzenliste für Pflanztestsetzungen
Die im Folgenden aufgeführten Pflanzenarten dürfen für Baumpflanzungen genutzt
werden. Bei Pflanzungen ist auf die Einhaltung der Grenzabstände nach den § 44-47
des Landesnachbarrechtsgesetzes von Rheinland-Pfalz zu achten.

a) Bäume
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Grundstück, auf dem es anfällt genehmigungs- und erlaubnisfrei ist, ist entsprechend zu
korrigieren, da dieser seit der LWG-Novellierung 2015 so nicht mehr zutrifft und bei
Planern und Bauwilligen erfahrungsgemäß zu Verwirrungen führen kann. Aufgrund der
Lage als Rutschgebiet ist jedoch von Versickerungsplanungen Abstand zu nehmen.

Das Entwässerungskonzept ist mit der zuständigen Wasserbehörde abzustimmen.“

„Nach einem Leitsatz des Bundesverwaltungsgerichtes kann ‘zur Beseitigung von
Niederschlagswasser in einem Neubaugebiet ein dezentrales System privater
Versickerungsmulden und Grünflächen festgesetzt werden. Die planerische Festsetzung
eines derartigen Entvvässerungskonzeptes setzt u. a. voraus, dass wasserrechtliche
Bestimmungen nicht entgegenstehen, die Vollzugs fähigkeit des Plans dauerhaft
gesichert ist und Schäden durch abfließendes Niederschlagswasser auch in
benachbarten Baugebieten nicht zu besorgen sind.“

Aus oben genannten Gründen ist aus wasserwirtschaftlicher Sicht dafür Sorge zu tragen,
dass für hydraulisch überlastete Grundstücksrückhalte- bzw. Versickerungssysteme
eine ordnungsgemäße Ableitung des Niederschlagswassers bei Starkregen durch den
Planungsträger sichergestellt ist.

Das Plangebiet befindet sich in hängigem Gelände und liegt gemäß der Karte
“Gefährdungsanalyse Sturzflut nach Starkregen“ teilweise innerhalb eines besonders
gefährdeten Uberflutungsbereiches sowie Entstehungsgebietes. Wir weisen darauf hin,
dass die Problematik der Außengebietsentwässerung noch eingehend zu untersuchen
ist, um zukünftig eine Gefährdung des geplanten Gebietes durch Starkniederschläge mit
entsprechend hohen Abflussereignissen zu vermeiden (Stichwort “kommunale
Uberflutungs vorsorge ‘9.
Die Freihaltung von Fließwegen und Flutflächen zur gezielten Flutung bei Starkregen
stellt hier ggf. eine mögliche Variante der Vorsorge dar. Erforderlichenfalls sind
geeignete Rückhaltemaßnahmen, Verwallungen oder sonstige Maßnahmen zur
Uberflutungsvorsorge vorzusehen (umweltgerechte Stadt- und Infrastrukturplanung).
Hierbei ist § 37 “Wasserabfluss“ des Wasserhaushaltsgesetzes zu beachten. Planung,
Ausführung und Nutzung von Vorhaben sollten entsprechend angepasst an diese
möglichen Gefahren erfolgen.

Auf die Thematik Überschwemmungsgebiet Guldenbach (Gewässer 11. Ordnung,
Nordrand des Plangebietes ist geringfügig betroffen) wurde in der Begründung und den
Textfestsetzungen ausreichend eingegangen und es gab bereits entsprechende
Abstimmungen mit der SGD Nord RegWAB Koblenz im Vorfeld der
Bebauungsplanaufstellung, so dass hier unsererseits nicht weiter darauf eingegangen
werden muss. Wir verweisen auf die Stellungnahme der SGD Nord RegWAB zu diesem
Verfahren.

Am nördlichen Rand des Plangebietes verläuft, durch einen Feldweg getrennt, der
Mühlenteich (Gewässer III. Ordnung). Anlagen innerhalb des lOm-Bereiches bedürfen
gem. § 36 WHG L V m. § 31 L WG der vorherigen Genehmigung.

Es wird empfohlen, die Gebäudegründungen und Kellerbereiche mit entsprechen dem
Schutz vor Grundwasser und Staunässe bzw. drückendem Wasser auszustatten.

Eine Sammlung des Niederschlagswassers in Zisternen zur Nutzung als Brauchwasser
(z. 8. Grün flächenbewässerung) wird ausdrücklich empfohlen.

Trinkwasserschutzzonen werden durch das geplante Baugebiet nicht berührt.

Die Sicherstellung der Abwasserbeseitigung aus diesem Gebiet hat durch Anschluss an
die öffentliche Kanalisation der Gemeinde Guldental zu erfolgen.
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Bei den o. g. Punkten handelt es sich um fachliche Anregungen, die als Hinweise bzw.
als textliche Festsetzung in den Bebauungsplan aufzunehmen sind. Unter Beachtung
vorgenannter Stellungnahme kann der Bebauungsplanänderung zugestimmt werden.“

23. Brandschutz
Im Rahmen der Trägerbeteiligung während der Offenlage gemäß § 3 Abs. 2 und § 4
Abs. 2 BauGB gab es seitens der Brandschutzbehörde folgende Einwände die als
Hinweise und Empfehlungen aufgenommen werden:

„1. Flächen für die Feuerwehr:

Gemäß § 15 (4) LBauO- Landesbauordnung Rheinland-Pfalz‘ müssen fürj ode

Nutzungseinheit in je dem Geschoss mit einem Aufenthaltsraum zwei Rettungswege
vorhanden sein.

Sofern der zweite Rettungsweg über die Kraftfahrdrehleiter der Feuerwehr sichergestellt
werden muss, sind Feuerwehrzu- und -durchfahnen sowie Aufstell- und
Bewegungsilächen für die Feuerwehr anzuordnen. Sofern Gebäude mehr als 50 m von
der öffentlichen Verkehrsfläche entfernt liegen, sind Zu- und

Durchfahrten, sowie je nach Erfordernis Aufstell- und Bewegungsflächen für die
Feuerwehr anzuordnen. Dies gilt insbesondere für autofreie Siedlungen, Wohnparks,
“Gated-Communities “, etc.

Einzelheiten zur baulichen Ausführung von Zu- und Durchfahrten und Aufstell- und
Bewegungsflächen für die Feuerwehr, müssen den Anforderungen nach § 7 der LBauQ.
Landesbauordnung Rheinland-Pfalz‘ sowie der Richtlinie “Flächen für die Feuerwehr
(Rheinland-Pfalz)“ entsprechen.

Die Flächen für die Feuerwehr sind so zu befestigen, dass sie von Feuerwehrfahrzeugen
mit einer zulässigen Gesamtmasse von 16 t und einer Achslast von 10 t befahren werden
können. Die Tragfähigkeit von Hofkellerdecken, wie z.B. Decken von Tiefgaragen, ist
gesondert gemäß den Vorgaben von Punkt 1 der Richtlinie zu bemessen und
auszuführen.

Die Zu- und Durchfahrten sowie die Aufstell- und Bewegungsflächen für die Feuerwehr
dürfen nicht durch Einbauten eingeengt werden und sind ständig freizuhalten.

Begrünungen im Bereich von Zu- und Durchfahrten sowie Aufstell- und
Bewegungsflächen für die Feuerwehr sind so zu planen, anzulegen und zu unterhalten,
dass diese die Zu- und Durchfahrten sowie Aufstell- und Bewegungsflächen für die
Feuerwehr nicht einschränken.

Zusätzlich weise ich darauf hin, dass die in der Richtlinie vorgesehenen “Geländestreifen
frei von Hindernissen“ bei Aufstellflächen für die Kraftfahrdrehleiter gleichermaßen wie
die Aufstellfläche selbst zu befestigen ist.

Die Kennzeichnung der Zu- und Durchfahnen und Aufstell- und Bewegungsflächen für
die Feuerwehr hat ausschließlich nach den Maßgaben des Bauaufsichtsamtes zu
erfolgen.

Es bestehen keine Bedenken, am Anfang von Zu- und Durchfahrten für die Feuerwehr
Sperrvorrichtungen (Sperrbalken, Ketten. Sperrpfosten) vorzusehen, wenn sie
Verschlüsse erhalten, die mit dem Schlüssel A für Uberflurhydranten nach DIN 3223
oder mit einem Bolzenschneider geöffnet werden können (nicht zu kurze Bügel, 0 <;
Bmm), oder wenn diese mit einer Verschlusseinrichtung gem. DIN 14925 ausgestattet
werden.

Zur Gestaltung von öffentlichen Verkehrsflächen für den Einsatz von
Brandbekämpfungs- und Rettungsgeräten/Fahrzeugen im Bebauungsgebiet gelten o.g,
Punkte analog.
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Gebäude, deren zweiter Rettungsweg über Rettungsgeräte der Feuerwehr führt und bei
denen die Oberkante der Brüstungen notwendiger Fenster oder sonstiger zum An/eitern
bestimmte Stellen mehr als 8 Meter über der Geländeoberfläche liegen, dürfen nur
erreicht werden, wenn die erforderlichen Rettungsgeräte von der Feuerwehr vorgehalten
werden.“

24. Abtallwirtschaft
Im Rahmen der Trägerbeteiligung während der Offenlage gemäß § 3 Abs. 2 und § 4
Abs. 2 BauGB gab es seitens des Abfallwirtschaftsbetriebes folgende Einwände die als
Hinweise und Empfehlungen aufgenommen werden:

„Wir bitten um Beachtung, dass bei der Planung der neuen Straßen die DGUV
Information 2 14-033 (Sicherheitstechnische Anforderungen an Straßen und Fahrwege
für die Sammlung von Abfällen). ausgegeben vom OGUV und der BG- Verkehr beachtet
werden.

Die Straßen müssen so gestaltet werden, dass in Kurvenbereichen oder bei Ein- und
Ausfahrten, die Schleppkurven der eingesetzte n Abfallsammelfahrzeuge berücksichtigt
werden. Dabei bitten wir zu beachten, dass unsere Abfallsammelfahrzeuge eine Länge
von 1O,50m und ein zulässiges Gesamtgewicht von 26.000 kg aufweisen.

Die Straßen werden aus Sicherheitsgründen nicht angefahren, wenn keine

Wendemöglichkeit für 3-achsige Abfa/lsamme/fahrzeuge mit einer Gesamtlänge von
10,5m und bauartbedingten Uberhängen hinter der Hinterachse von bis zu 2,0Cm
besteht. Diese Straßen bzw. Wege müssen am Ende über eine geeignete Wendeanlage
verfügen. Die Angaben der RAStO6 (Richtlinien für die Anlagen von Stadtstraßen) unter

6. 1.2.2 Wendeanlageri für 3-achsige Müllfahrzeuge sind zu berücksichtigen. Außerdem

soll an der Außenseite der Wendeanlage eine Freihaltezone von 1,Om breite sein (frei
von Hindernissen wie Schaltschränken und anderen festen baulichen Einrichtungen).

Wendefläche einschließlich des Übergangs an die Rege/breite ist von parkenden
Fahrzeugen dauerhaft freizuhalten.

Bei möglichen Baumpflanzungen und der Installation von Straßenlaternen im
Straßenraum sind zudem die Durchfahrtshöhen der Abfallsammelfahrzeugen von 4, Cm
zu beachten.“

25. Schmutzwasserbeseitigung
Im Rahmen der Trägerbeteiligung während der Oftenlage gemäß § 3 Abs. 2 und § 4
Abs. 2 BauGs gab es seitens der SGD Nord folgende Einwände die als Hinweise und
Empfehlungen aufgenommen werden:

„Ausschließlich das im Baugebiet anfallende Schmutzwasser ist an die Orts -kanalisation

Guldental mit zentraler Abwasserreinigung in der Kläranlage Guldenbachtal
anzuschließen.

Weiterhin sind bei der Erstellung der Antragsunterlagen für die Anpassung der
wasserrechtlichen Erlaubnis Nachweise vorzulegen, aus denen die Auswirkungen des
Schmutzwasseranfalls aus dem Bebauungsplangebiet auf im Wasserweg folgende
Mischwasserentlastungsanlagen hervorgehen.

26. Starkregenvorsorge
Im Rahmen der Trägerbeteiligung während der Offenlage gemäß § 3 Abs. 2 und § 4
Abs. 2 BauGB gab es seitens der SGD Nord folgende Einwände die als Hinweise und
Empfehlungen aufgenommen werden:

„Nach der Starkregengefährdungskarte des Hochwasserinfopaketes besteht für das
Plangebiet eine geringe Gefahr einer Abflusskonzentration sowie im Randbereich die

Gefahr einer potenziellen Uberflutung an Tiefenlinien während eines
Starkregenereignisses.
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Mögliche Gefährdungen durch Starkregen sollten in der Bauleitplanung berücksichtigt
werden. Die Errichtung von Neubauten sollte in einer an mögliche Uberflutungen
angepassten Bauweise erfolgen. Abflussrinnen sollten von Bebauung freigehalten und
geeignete Maßnahmen (wie z.B. Notwasserwege) ergriffen werden, sodass ein
möglichst schadloser Abfluss des Wassers durch die Bebauung gewährleistet werden
kann.

Gemäß § 5 Abs. 2 WHG ist jede Person im Rahmen des ihr Möglichen und Zumutbaren
verpflichtet, Vorsorgemaßnahmen zum Schutz vor nachteiligen

Hochwasserfolgen und zur Schadensminderung zu treffen. Gemäß § 34 BauGB müssen
die Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse gewahrt bleiben.
Da die Karte auf topographischen Informationen basiert, ist eine Validierung der
möglichen Sturzflutgefährdung vor Ort notwendig.“

27. Allgemeine Wasserwirtschaft
Im Rahmen der Trägerbeteiligung während der Offenlage gemäß § 3 Abs. 2 und § 4
Abs. 2 BauGB gab es seitens der SGD Nord folgende Einwände die als Hinweise und
Empfehlungen aufgenommen werden:

„Mühlgraben:

Bei dem Mühlgraben handelt es sich um ein künstliches Gewässer III. Ord-nung.
Zwischen dem Mühlgraben und dem geplanten Baugebiet befindet sich eine
Wegeparzelle, die auch erhalten bleiben solL

Dadurch hat das Baugebiet keinen unmittelbaren Einfluss auf den Mühlgra-ben. Ich
weise darauf hin, dass für alle Anlagen im Sinne von § 36 WHG eine wasserrechtliche
Genehmigung nach § 31 LWG erforderlich ist. Dies ist in die Textfestsetzungen des
Bebauungsplans aufzunehmen.

Überschwemmungsgebiet Guldenbach:

Ein kleiner Teil am nord-östlichen Rand des Bebauungsplanes befindet sich im
festgesetzten Uberschwemmungsgebiet (USG) des Guldenbaches. Ge-mäß § 78 WHG
ist die Ausweisung neuer Baugebiete im Außenbereich grundsätzlich untersagt.

Aus fachlicher Sicht wird empfohlen, den Bebauungsplan so zu konzipieren, dass die
Fläche vollständig außerhalb des festgesetzten Uberschwemmungs-gebietes liegt. Die
Grenzen des festgesetzten USG und des nachrichtlichen USG sind im Bebauungsplan
darzustellen. Dieser Punkt wurde berücksichtigt.

Sofern das Plangebiet innerhalb des festgesetzten ÜSG bestehen bleiben soll, ist für
diesen Bereich durch die Planungsvorgaben sicherzustellen, dass es in diesem Bereich
zu keinen Veränderungen des Geländeniveaus, insbesondere keinen Auffüllungen,
kommt und der Bereich von allen baulichen Anlagen (Gebäude, Zäune, etc.) freigehalten
wird. Weiterhin sind die Vorgaben des § 78 Abs. 3 WHG (Bebauungsplan im
Innenbereich) zu prüfen und zu beachten.

Auf das Überschwemmungsgebiet und den überschwemmungsgefährdeten Bereich
sowie die zu beachtenden Punkte wurde in den Textfestsetzungen unter Ziffer 1.7
hingewiesen. Ich bitte nochmals deutlich klarzus teIlen, dass der Bereich des
festgesetzten USG von Aufschüttungen, baulichen Anlagen etc. freizuhalten ist.
Für die Fläche des nachrichtlichen Überschwemmungsgebietes (Bereich wird bei
extremen Hochwasserereignissen überflutet) wird eine hochwasserange-passte
Bauweise empfohlen.‘
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